


WienerRalhausKorrespondenz .
Derausgeberundverandw.RedakleurGranzMicheu¬.

Dien.l .NeuesRächaus.
27 .Jahrg .Wien ,Freitag ,12 .Jänner 1917 .Abends .Nr .14 .

WIENER GEMEINDERAT .
Sitzung vom 12 .Jänner .

Vorsitzender Bürgermeister Dr .Weiskirchner
eröffnet die Sitzung und hält dem verstorbenen Stadtrat Götzfolgenden
Nachruf ,der vonden Versammelten stehend angehört wird :

Wir haben wieder den Verlust eines unserer Kollegen zubeklagen .
Am21 .Dezemberist Gemeinderat und Stadtrat Josef Götz nachlängerer
schwerer Krankheit im 78 .Lebensjahre gestorben .

Götz wurde vom 2 .Wahlkörper des 12 .Gemeindebezirkes zumersten

Mal im Jahre 1895 in den Wiener Gemeinderat entsendet ,wurde nachder

Auflösung desselben im Jahre 1895 und 1896 neuerlich in diese Körper¬

schaft gewählt und gehörte derselben seither ununterbrochen an .Er zähl¬
te somit zu den ältesten Mitgliedern des Gemeinderates .Seit April 1914

MitglieddesStadtrates ,warGötzauchin verschiedenengemeinderätlichen
KommissionenundAusschüssentätig .

GemeinderatGötzhat sich stets in eifriger undhingebungsvoller
Weise dem öffentlichen Leben gewidmet und ist trotz seines hohenAlters

bis an sein Lebensende den schweren Verpflichtungen der von ihm beklei - ¬

deten Funktionen gerecht geworden .Mögeunser verstorbener Kollegenun¬
mehr die ewige Ruhe finden ;wir aber wollen sein Andenkenstets in Ehren

halten ! Ich habenamensder GemeindeWiender Tochterdes Verewigtendas
Beileid ausgedrückt und an der Bahre des Verstorbenen einen Kranznieder - ¬

legenlassen .
Das . k.AmtfürVolksernährunghatandenBürgermeisternachstehen-¬

des Schreiben gerichtet :Mit Beziehung auf die Interpellation des Gemein¬

derates Hohensinner beehre ichmich zur Kenntnis zu bringen ,daß gegenwär¬
amtstig der Entwurfeiner Verordnunghier/inBeratungsteht ,mit welcherder

Verkehrmit Ersatzmitteln für Nahrungs -und Genußmittelngeregelt werden
soll ."

Der Gemeinderat hat mit Beschluß vom 28 .Juni 1916 für internierte
WienerSoldatenin Beresowka( Transbaikal )3000Kbewilligt ,welcherBe- ¬
trag an den Präsidentendes Fürsorgekomitees des Oesterreichischen Roten
Kreuzes für Kriegsgefangene Exzellenz Freiherrn von Slatin mit demErsu - ¬

chen um Weiterbeförderung übersendet wurde .Ueber eine an diese Fürsorge - ¬
stelle vomBürgermeister gestellte Anfrage ,ob der Betrag amBestimmungs¬
ort eingelangt sei ,teilte Freiherr von Slatin mit ,daß der Betrag infol - ¬

ge Verzögerungdurch das russische Rote Kreuzerst am22 .Dezemberdurch
das Zentral - Auskunftsbüroübermittelt wurde .

Der Bürgermeister bemerkt ,er möchte bitten ,dass für die weiteste
Publikation gesorgt werde ,da die Angehörigen der Beteilten wieder - ¬

holt darüber Klage führten ,dass ihre Angehörigen die Spenden noch

nicht erhalten haben -Hoffentlich ,bemerkt der Bürgermeister ,sind

die Spendenjetzt bereits in richtigenHänden.
Der Bürgermeisterbringt sodanndden GeschäftsausweisdesGemeinde

und Stadtrates im Jahre 1916 zur Kenntnis .

Liegt bei .

SeineMajestätderKaiserhatzurAnschaffungvonBrennmateriale
für die Armender Stadt Wienden Betrag von 12 . 000KausAllerhöchsten

Privatmitteln allergnädigst zu spenden geruht .

Durchlaucht Fürst Emanuel Collalto et San Salvatore spendete in
hochherziger Weise den Betrag von 6000 Kronen zur Beteilung vondurch

den Krieg in Not und Elend geratenen Familien des WienerStadtgebietes
für Weihnachten .- DieserBetragwurdezur WeihnachtszeitzurVerteilung

gebracht .

Die Fa .Gebrüder Gutmannspendete zur Beschaffung vonBrennmate¬
rial anArmederStadtWieneinenBetragvon20. 000K.

Fernerhabengespendet :
Ein Ungenanntseinwollender 2500 K für die Armender Stadt Wien ,

Eine Ungenanntseinwollende für die Armendes 1 .Bezirkes 1000K .

Merr Viktor Mautner Ritter von Markhof 500 K für Arme des 3 .Be - ¬
zirkes .

Baurat Karl Stiegler aus Anlaß des Weihnachtsfestes 300 K für Arme
des 7 .Bezirkes .

Ein Ungenanntseinwollenderanläßlich seiner Ziviltrauung 300Kfür
die ArmenWiens .

Ein Ungenanntseinwollender200Kfür die ArmenWiens.
Verein Kinderliebe im 7 .Bezirk 200 K für die Aktion Frühstück

für armeSchulkinder.
GemeinderatAichhornanläßlichseinerBeedigungzumBürgerder

Stadt Wienmit Nachsichtder Taxen200Kfür dieArmen.
MaxSpringer 200 K zur Beteilung armerSchulkinder .

FleischselcherErnstSchwarz40KzurAnschaffungvonSchuhenfür
armeSchulkinder .

Ein Ungenannter anläßlich seiner Ziviltrauung 20 K für die Armen .

DieStadtratswitweThereseStrasserhatletztwilligfür Armedes
20 .Bezirkes1000Kvermacht.

Für die städtischen Sammlungenhat
Fürst Johannvonundzu Liechtensteinein Oelgemälde(Selbstbildnis )

von Aristides Oekonomogespendet .
Für das Historische Museumder Stadt Wien spendete die Direktion

des . . k .Kriegsarchivs in Wien eine auf photographischem Wegeoptisch

richtiggestellte Reproduktion eines in der Kirche zu Opatow ( . u .k .Militär

General - GouvernementLublin )aufgefundenen Freskogemäldes ,darstellend
den Ensatz von Winnim Jahre1683 .

Für die Kinderpflegeanstalt der Stadt Wien haben gespendet :

Fa .JosefJanauschek1 FaßAepfel ,Fa .MoritzEsterlus50Kronen
undFrauMetaElumBäckereiimWertevonzirka 100K.

Schriftführer GR .Philp verliest denEinlauf .
Bemeinderat Reumann stellt folgende Anfrage :Die Gebelstände

auf der Straßenbahnlinie Mariahilf - Gellertplatz - Simmering sind
immerwieder Gegenstandberechtigter Klagen und Wünscheauf derenBe¬
hebung ,die teils im Gemeinderateerhobenwurden ,teils demDirektor
Spängler mitgeteilt wurden ,verhallen wirkungslos -Trotzdemrichten
wir neuerlich an den Bürgermeister die Anfrage :

a )Ist er geneigt ,den Versuch zu unternehmen ,denDirektor

Spängler zu überzeugen ,daß dem Skandal ,der sich bei der Beförderung
der Arbeiter zu ihrem Arbeitsorte in den Frühstunden auf der 6er

Linie anläßlich des Umsteigens auf die 7er Linie abspielt ,dochend¬
lich einmal ein Ende gemacht werden muß?

b )Ist der Bürgermeister geneigt ,den Direktor Spängler zuveran¬

lassen eine Erklärung abzugeben ,warum er so hartnäckig einer Verbes¬

serung des Varkehresauf dieser Strecke Widerstand leistet ?

c )Ist der Bürgermeister geneigt ,den Direktor Spängler aufmerk - ¬

samzu machen ,daß es in seinemBestreben gelegen ist ,die rascheBe¬
förderung der Arbeiter von ihren entfernt liegenden Wohnstätten zu

den Arbeitsstätten herbeizuführen und daher der beharrlicheWiderstand
desDirektorsgegenseine- desBürgermeisters- Bestrebungengerich¬
tet ist ?

BOM .Dr .Weiskirchner :Die Verkehrsschwierigkeiten auf der

Linie 7 sind mir schon seit langen bekannt ,weil mir schonwiederholt
Beschwerden zugekommen sind .Die Schwierigkeiten unterscheiden sich

nicht viel von den Schwierigkeiten die auf wielen anderen Stellen
des Strassenbahnnetzies bestehen .Umein Aeusserstes zu tun ,ver

kehren dort über meinen Auftrag seit 2 Tagen Züge mit 2Anhängewagen .
Es wurden also die auf der Linie 7 verkehrenden Wagen um die Hälfte

vermehrt -Mehr zu tun ist wegen Wagenmangel unmöglich .Ich möchtevon
diesem Einzelfall überhaupt auf die Verkehrsverhältnisse zusprechen

kommen .Die allgemeine Verkehrsnot bei der Strassenbahn nimmttäglich

zu ,Obwohldes Verkehrsbedürfnisaus den den Herren bekanntenGründen
täglich stärker wird ,wird die Zahl der verfügbaren Wagen täglich

weniger .200 Motorwagenstehen in Remisenund könnennicht repariert
werden ,einerseits weil das Material fehlt ,andererseits mangels

jener qualifizierten Arbeiter ,welche die Installations - undRepara¬
tursarbeiten besorgen können .Die Wagenwerden infolge derÜber- ¬
füllung und anderer unabwendbarer Kriegsfolgen täglich mehr betriebs - ¬

untaugiich und können nur mit dem Aufgebot der grössten Müheinstand
gesetzt werden .Die Strassenbahndirektion hat deshalb umfassende
Massnahmen vorgeschlagen und wir müssen ,so leid es mir undjedem

anderentut ,tatsächlich Schritte einleiten ,umeine Reduktiondes
Verkehres herbeizuführen .Wir müssen des tun ,sonst erleben wir

eine Katastrophe ,welche den Verkehr vollständig verhindert .Die

Massnahmenbezwecken ,mit wenigerWagenauszukommen,wozuesnotwendig
ist ,gewisse Haltestellen zu reduzieren .Dadurch wird ermöglicht ,
dass die Motoren mehr geschont werden .Gewisse Linien ,welche einem

nicht sehr dringenden Verkehre dienen ,werden entweder in längeren
Intervallen gefahren werden ,oder unter Umständengänzlich aufgelassen
werden .Umden Wünschendes Interpellanten speziell der Linie7

entgegenzukommen ,habe ich den Strassenbahndirektor beauftragt ,mit
jenen industriellen Firmen ,deren Arbeiter diese Strecke benützen ,
Verhandlungen einzuleiten ,ob es nicht möglich wäre ,dass die Arbei¬

ter schichtenweise die Arbeit beginnen ,etwa von 10 zu 10 Minüten

Pause ,damit der starke Andrangzu einer bestimmtenStundeeingedämmt
wird .

Im Grossen und Ganzen bleibt nichts anderes übrig als andie
Einsicht und das Verständnis der Wiener Bevölkerung zuappellieren ,

dass die Strassenbahnen unter den Kriegsfolgen ungeheuer in Anspruch
genommenwurden .Es werdenMissverhältnissegezeitig ,diedem
Publikum Anlass zu Beschwerdengeben .

Bezirksvertretung Leopoldstadt .Bezirksvorsteher LeopoldBlaselist
von der rumänischen Front auf Urlaub nach Wien zurückgekehrt ,hat die
Führung der Amtsgeschäfte wieder übernommen und ist wie früher täglich

von11bis 1 UhrvormittagsimAmtsgebäudefür Parteienzusprechen.
Mittwoch ,den 17 . . M.hält die Bezirksvertretung eine Sitzung ab .



Anfrage .. . Körberstelltfolgende .GegenwärtighatmansehrhäufigGe-¬
legenheitzu bemerken ,dassdasPublikumauf denStrassenbahnwagenzumeist
die hintere Plattform besetzt .Dadurchbildet sich ein natürlichesHinder¬
nisfüralleDiejenigen,welcheindieWagenaufsteigenoderdiejenigen
welchedieselbeverlassenwollen.

Die nächste Folge dieses Umstandes ist eine verhinderte Abfahrt der

Wagen ,so dassnachundnachganzbedeutendeVerzögerungenimVerkehre
stattfinden .DemErsuchen des Fahrpersonals ,die Plätze im Innern desWa¬
gensaufzususchen ,wirdleider vomPublikummeist nichtentsprochen.

Der Interpellant wünscht ein Apell an das Publikum durch Anschlag

imStrassenbahnwagenunddurchdiePresse .

BürgermeisterDr .Weiskirchner DieseAnfragegehörtteilweise
in dieKategoriejenerBeschwerden ,vondenenichvorhergesprochenhabe.
Bekritelter Uebelstandist tatsächlich vorhanden .EntsprechenddenVorschrif¬

tenforderndiemeistenSchaffnerunermüdlichdiemeistenFahrgästeauf ,im
Wagenvorzugehenunddie Plätzeauf derhinternPlattformzuletzt zubesetzen.
In der Regelleider vergeblich .DerschlimmeEinflussdesVerstopfensderhin¬
tern Plattformist für die rascheZugsabfertigungunddieReisegeschwindigkeit
ausserordentlichhinderlich .ErwirdvondenFahrgästenzuihremNachteilsehr
unterschätzt.AuchmüssendeshalboftauchFahrgästezurückbeleiben,obwohlim
InnernoftnochgenügendPlatzist .BeidenWagenmitverglasterPlattform
sind Aufschriften angebracht den Platz frei zu lassen ,es hat aber nichtsge¬

nützt .Ich möchtevon hier aus an das Publikumden allgemeinenAppellrichten
endlich sich gewissenVorschriftenzu fügen ,damitjeder Einzelnedasseire
dazubeiträgt ,dassdieVorschrifteneingehaltenwerdenunddasZugspersonal
in der Ausübungihres Dienstes zuunterstützen .

Gemeinderat Reumannstellt folgendeAnfragen :
. )Ist demBürgermeisterbekannt ,daß die Verköstigungin denVer- ¬

sorgungshäusernnicht mehrgenügt ,umdie Pfleglinge vor Hungerzu
schützen : ?

. )WillderBürgermeisterprüfen ,obdieBrotportionenbeidem
kargen Mittagessen ,welches nach der Kriegsspeiseordnung verabfolgt

wird ,ausreichen ,um den Hunger der Pfleglinge zu stillen ?
. )Glaubt der Bürgermeister ,daß alte gebrechliche Menschenvier

fleischlose Tage in der Woche vertragen können ?

. )Glaubt der Bürgermeisternicht ,daß es Pflicht sei ,einegröße¬
re Sorgfalt für das Wohl der bedauernswerten Menschen an den Tag zule¬

gen ,die imspätenAlter in einemstädtischenVersorgungshausZuflucht
nehmenmüssen ,als bisher?

BGM.Dr .Weisskirchner :Ich will demWunschedes HerrnGR.
Reumannentsprechen und werdeeine solche Prüfung vornehmen .Ich
kann Ihnen infolgedessen heute nur mitteilen ,wasmiraktenmässig

bekanntist .Sowiein allenprivatenHaushaltungenhatauchinden
Versorgungsanstaltender GemeindeWiender Speisezettelwährendder

Kriegszeit Veränderungen erfahren Diese Veränderungen bestehen haupt
sächlich darin ,dass anstatt 2 fleischloser Tage ,wie in Friedenszei¬

ten ,jetzt deren4 eingeführt sind unddass bei jenenNahrungsmitteln,
derenVerbrauchgesetztlichbeschränktist ,nämlichMehl ,Brot ,Fett ,
Kaffee ,Zucker ,die gesetzliche Verbrauchsgrenzeeingehaltenwird .

Auchandere Nahrungsmittel ,die der Allgemeinheit in genügenderMenge
zur Verfügung stehen ,werden tunlichst durch solche ersetzt ,die eher

zu beschaffensind¬
Der Bürgermeister verliest sodann ,den Speisezettel einer

Anstalt ,welchener unter demPaket ,der vielen ihmvorliegenden
zufällig herauszieht und bemerkt noch ,Folgendes :Alle jene ,welche

sich in der geschlossenenArmenpflegebefinden sind zumindestender
Sorge ,wosie ein Obdachhernehmenundwiesie sichNahrungsmittel

beschaff - ensollen ledig .Die Leute stehen in der früh auf bekommen
ihren Kafee ,mittags ihre MahlzeitundamAbendwiederihreNahrung.
Ichwerdekonstatierenlassen ,ohdas ,wasdieGemeindeWienwährend
des KriegesdenPfleglingenbietet .zur Ernährungdesselbenhinreicht
oder nicht - .Ich bin überzeugt ,dass die Pfleglinge ,ebensowie
die ganze übrige Bevölkerungunter den Kriegsfolgen zu leiden haben .
Weder GR .Reumann ,noch auch ich wünschen ,dass den

PfleglingenirgendeinAbbruchin derSorgfaltfür ihr Wohlge-¬
GemeinderatvonSteinerstellt folgendeAnfrage :Allgemeinund

immerdringlicherführenSchuhmacherundLederhändlerdarüberBeschwer¬
daßfür denZivilbedarfzumeistminderwertigesLederinunzuläng-¬

lichenMengenabgegebenwird ,wasdieEinschränkungihrerErwerbstä¬
tigkeit ,oft sogar die gänzliche Betriebseinstellung und für zahlrei¬

cheBrancheangehörigedie ärgste wirtschaftlicheBedrängniszurFolge
hat .Allgemein sind auch die Klagen über das unheimliche Ansteigen der

Schuhpreise .In Schuhniederlagenwerdenfür ein Paar Straßenschuhebe¬
reits mehrals 85 Kverlangt .Die herrschendenPreise machenesFami¬

lienselbstdeskaufkräftigenMittelstandesunmöglich,sichmitdem
notwendigstenSchuhwerkzu versehen .Breite Schichten derStadtbevölke

rung sind daher in ihrer Gesundheitundin ihremwirtschaftlichenBe¬
standeschwerbedroht .DieBeschaffungvonSchuhlederistgegenwärtig
nochviel schwierigerals selbst vor kurzerZeit .SämtlichesSohlen¬
lederundauchdiemeistenArtenvonOberleder( eineAusnahmebilden
ChevreauxlederundchromgegerbtesKalbleder ,dienochimffeienVerkehr
zu haben sind )sind von der Militärbehörde beschlagnahmt undwerden
füranderenBedarfnurdannfreigegeben,wennsie„freigestempelt"
sind ,. h .wenndie militärische Uebernahmsstellesie als zummili¬
tärischenGebrauchnicht geeigneterklärte .In der letzten Zeitwurden
nun immer weniger Waren freigestempelt ,weil die Militärbehörde auch

mindereQualitäten ,diebis vorkurzemzurückgewiesenwurden,zuRepara-¬
turenverwendet .In Betrachtkommenfernerdie Lederabfälleausden
für denMilitärbedarfarbeitendenBetrieben .AuchvondiesenAbfällen,
die für den Zivilbedarf vielfach brauchbar sind ,wird jetzt ein Teil zu
Reparaturen für Militärzwecke verwendet .Daraus ergibt sich ,daß die

für den Zivilbedarf vorhandenenLedermengenimmerwenigerwerden .
All 'diese Zustände erheischen eine schleunige Abhilfe .

In dervorigenWochehat eineAbordnungdesBundesderdeutschen
Städte Oesterreichs bei demHandelsministerDr .Urbanvorgesprochen ,
um für die Versorgung der Bevölkerung mit dem unbedingt erforderlichen

Schuhledereine tatkräftige Unterstützungder . k .Regierungzubitten .
EswurdeanSe .Exzellenzdie Bittegerichtet ,überdie Gebarungund
über die Verwendungdes Reingewinnesder Leder -undHäutezentralen
einenBerichtabzuverlangen ,umdie in derBevölkerungaufgetauchtenBe¬

denken zuzerstreuen .
Es wird daher gefragt :Ist der Bürgermeistergeneigt :

1 .Schritte zu unternehmen ,umfür die ZivilbevölkerungdieVersor-¬
gung mit Leder und Schuhwerkerträglich zugestalten ,

. )bei der . k .Regierungnachdrücklichstdahin zu wirken ,daß
über die Gebarungund Verwendungdes Reingewinnesder obgenanntenZentra¬
len Mitteilungen in die Oeffentlichkeit gelangen .

BGM .Dr .Weisskirchner :Diese Interpellation betrifft eine
ungemeinwichtige und für die BevölkerungeinschneidendeFrage .Ich
habe mich bemüht ,bis zur heutigen Sitzung das Material zusamneln
bin aber nicht fertig gewordenund werde mit Rücksicht auf diebeson

dereWichtigkeitdieseInterpellationdieselbein dernächstenSitzung
ausführlich beantworten -

BGM. Dr.Weisskirchnerfährt dannfort : Ich möchteübergewisse
Tatsachenauf demGebieteder Kartoffelversorgungeinewahrheits

getreuen Bericht erstatten undlege denselbenhiermit denAnwesenden
vor:

WährendnachdenvorübergehendenStockungenin denKartoffelzufuhren
nach Wien im Laufe des Monates Novemberder Einlauf in der ersten Hälfte

Dezembersich derart gestaltete ,dass nicht nur die Märkteentsprechend
beschickt ,die sonstigen Anforderungen der Verbraucher - Vereinigungen ,Spi¬

täler etc .befriedigt werden konnten ,sondern auch der Lagerbestand in

den Mieten eine weitere Zunahmeerfuhr und in den sonstigen Lagern der Ge¬

meinde Vorräte von 200 bis 300 Waggonsangesammeltwerden konnten ,änderte
sich von Mitte Dezember an die Lage vollständig .Die Zufuhren wurden immer

spärlicher und betrugen von den Weihnachtsfeiertagenoft nur einigewenige
Bahnwagen ;an einig n Tagensetzten sie gänzlich aus .Seit 1 .Jännerds . J .
bis einschliesslich 11 .Gs . Mts . ,d .i .also in einem Zeitraume von11

Tagenbezifferte sich der Gesamteinlaufmit 19Bahnwagen .
Diese Verhältnisse machten es nötig ,die ohnehin nicht bedeutenden

Lagerbestände der Gemeinde zur Versorgung heranzuziehen und auch andie
Oeffnungder Kartoffelmieten zu schreiten ,obwohldie Heranziehungder
VorrätenausdenMietenerst für einenweitausspäterenZeitrauminAus-¬
sicht genommenwar .

Dadie Lagervorrätebaldaufgezehrtwarenunddie Beförderungder
Kartoffeln aus den Mieten aus technischen Gründenund mit Rücksicht aufdie
ungünstigen Witterungsverhältnisse in den letzten Tagennicht mehrwie10
bis 15 Waggonsumfasste ,konnten leider in den letzten Tagen dieMärkte
nicht mehrentsprechendbeschickt ,geschweigedennden sonstigendringenden
AndorderungenRechnunggetragenwerden .

Es besteht die Hoffnung ,dass binnenKurzemeine BesserungderVer- ¬
hältnisse eintreten wird ,indemüber widerholte Interventionen dieRegierung
durch Seine Exzellenz Herrn Minister Generalmajor Höfer die Zusagegab ,

dass einerseits die Zufuhrenaus Böhmenwieder in ausgiebigeren Masseein¬
setzen ,andererseits auchZuschübeaus Galizienstattfinden werden .Weiters
wird die Regierungmit allem Nachdruckedahin wirken ,dass einegrössere
Anzahlvon Bahnwagenaus Russisch - Polender GemeindeWienzur Verfügungge- ¬
stellt werden.

Die oben erwähnten ungünstigen Verhältnisse auf dem Gebiete derKartof - ¬

felversorgungveranlasstedieGemeindeverwaltung,bereitsimLaufedieser
Wochemit der AusgabedeutscherKohlrüben( auchWrukengenannt) ,dieder
Gemeindevon der Regierungim Wegeder Kriegs - Getreide - Verkehrsanstaltzur
Verfügunggestellt wurden ,als Ersatzfür Kartoffelzubeginnen .Dieerste
Abgabeauf denMärktenfand am11 .ds . Mts .statt undist vorläufig inAus¬
sicht genommen,dieses Gemüsean DienstagenundDonnerstagenjederWoche
ar dieMärkteabzugeben.

Hierauf wird an die Erledigung der Tagesardnunggeschritten .
StR .Baronlegt die SchlußrechnungüberdenBaudesVolksgasthauses

„ Krapfenwaldl “vor .Gegenüber der genehmigten Baukostensummevon
358 . 671K wurdentatsächlich insgesamt 348 . 766K ausgeleg ' ,mithineine

Ersparnis von9905Kerzielt .DerBericht wird zur Kenntnisgenommen .
Nacheinem Antrage des StR .Hermannwird demAnsuchendesEdmund

Kallich umneuerliche Fristerstreckung bezüglich VerbauungderBaustelle
. Z .1778 Alsergrund im 9 .Bezirk in Anbetracht der durch die andenernde

Kriegslage hervorgerufenen schwierigen Verhältnisse im BaugewerbeFolge
gegeben .

StR .Knollbeantragtdie AuflassungeinesTeilesderSebastian
Kohlgasse zwischen der Andreas Hofer -und Bessemerstraße im 21 .Bezirk ,
Donaufeld .Die Firma Vereinigte chemische Fabriken Kreidl ,Heller &Komp. ,

welchedenGrundfür denBauihrer Fabrikbenützenwill ,zahlt fürdie
Ueberlassung28 . 000K



GR.Bretschneidersagt ,wennmansofortfahrenwerde,sichüber
dieBestimmungenderBauregulierunghinwegzusetzen,mannichtmehrdie

nichtdieInteressenjedeseinzelnenPrivatendenöffentlichenInteres¬
senvorziehen,sondernmüsseimmerdaraufbedachtsein ,dieöffentli¬
chen Interessen zu wahren .Die Fabrik ,umdie es sich handelt ,sei übri¬

gensäußerstunhygienisch ,denndie Dämpfeunddie Ausdünstungmachen
einOeffnenderFensterunmöglich.WennalsoschoneineVergrößerung
vorgenommenwird,müssemanwenigstensdaraufdringen,daßdiesanitären
Bedingungenstrengstenseingehaltenwerden.ErerklärefürseinePartei ,
daßdiesegegendenAntragstimmenwerde.

NacheinemSchlußwortedesReferentenwirdderReferentenantrag
angencmmen.

NacheinemAntragedesStR .BraunwirddervorliegendeEntwurffür
denNeubaueinesHauptunratskanalesin derHaidestraßevonder1 .Haide-¬
querstraßebiszudenneuenAutomörser-Bautenim11 .Bezirkmitdem
Kostenerfordernissevon26 . 000Kgenehmigt.

StR.Dr.HaasbeantragtdieErhöhungderFahrpreisefürdieStell-¬
wagenfahrtvonMauerbachnachWeidlingau-Hadersdorfoderzurückvon40
Hellerauf50Hellerfür diePfleglingedesVersorgungshausesinMauer¬
bachundvon60Hellerauf70Hellerfür die anderenFahrgästezurKennt¬
nis zunehmenunddie FortzahlungderBeihilfederGemeindeWienvon
jährlich400KronenandenUnternehmerFranzEnsleinunterderVorsus-¬
setzungzu genehmigen,daßder Unternehmerbei Wiedereintrittdergewöhn-¬
lichenVerhältnissedenFahrpreiswiederentsprechendermäßigt .( Ang. )

StR .KnollbeantragtdenAnkaufvonSiebenachtel-AnteilenderLiegen-¬
schaft21 .BezirkLeopoldauanderLeopoldauer-undSiemensstraßeimAus¬
maßevon18 . 429m2um40 . 313K .( Ang. )

StR .Dr .MatajaberichtetüberdieVerzinsungdesKaufschillingsfür
vomDonauregulierungsfondszurErbauungdesKühlhausesgekaufteGrundstücke
im2 .Bezirk .Fernersei der Magistratzu ermächtigen ,dieeinjährigen
ZinsenfürdasJahr1916imBetragevon45. 407KdemDonauregulierungsfond
ohneVerzugzuüberweisen.(Ang. )

StR .SchmidbeantragtdieDirektionderstädtischenElektrizitäts¬
werkezuermächtigen ,mitder . - ö .Landes-Unfall -undHaftpflicht-Ver¬
sicherungsanstalteinenam1 .Jänner1917beginnenenzehnjährigenHaft¬
pflichtversicherungsvertragfürdasBraunkohlenbergwerkZillingdorf,für
dasUeberlandkraftwerkEbenfurthundfür die WienerAnlagenderstädtischen
Elektrizitätswerkeabzuschließen.(Ang. )

NacheinemAntragedesStR .SchneiderwirddieKostenüberschreitung
anläßlichderHerstellungeinesdoppeegleisigenVerbindungsbogensderStra¬
Jenbannzwischender Trunnerstraßeundder Taborstraßeim2 .Bezirkper
4475Kgenehmigt.

NacheinemAntragedesStR .SchneiderwerdenAmtsräumeimHause. Bez.
Schlesingerplatz2 ,andenLandesausschußGörz-GradiskauntergewissenBe¬
dingungenüberlassen.

NacheinemAntragedesStR.TomolawirddemstädtischenJugendamte
zurVeranstaltungeines,zweijährigenFachkursesfürJugendfürsorgemitdem
VerbandderWienerTagesheimstättenfür die Jahre1917und1918je einBetrag
von7000KzurVerfügunggestellt .DenvereinigtenFachkursenfürVolkspflege,
welchedenanderenTeilderAusbildungübernehmen,wirdfürdieJahre
1917/18einejährlicheBeihilfevon5000Kgewährt.NacheinemAntragedesStR.TomolawirddemBundfürdeutschesJugend¬
wandern„OesterreichischerWandervogel“für dasJahr1916eineeinmalige
Subventionin derHöhevon147KbewilligtunddieBenützungvonRäumen
derstädtischenLiegenschaftWähringerStraße179(Czartoryski-Realität)

genehmigt.

VizebürgermeisterHierhammerübernimmtdenVorsitz.
VizebürgermeisterHoßberichtetüberdieBewilligungvonKriegszulagen

fürdieKommunikationnotwendigenStraßenhügeerhaltenwerde .MandürfefürdiestädtischenAngestellten,einschließlichderLehrpersonen,dannfür
Angestellte(Lehrpersonen)imRuhestande,WitwenundWaisen.

Erführtaus: BeiderBewilligungdererstenKriegszulage
inderGemeinderatsSitzungvom16 .Mai1916inderHöhevon10Millio
nenKronenmussteauchandie BedeckungdurchErfliessenneuerEinnahms
quellengedachtwerden .Esist unangenehmfür denGemeinderatschon
innormalenZeiten- selbstwennessichumdiebestenundzweckmässig
stenSchaffungenfürdieAllgemeinheithandelt- mitVorlagenzu
kommen,durchwelchederBevölkerungeineneuefinanzielleBelastung
auferlegt werdensoll .Umwieviel schwererwardaher dasUnternehmen
mit einer Mehrbelastungzu einer Zeit zu kommen,da der weitausgrösste
TeilderBevölkerungalleUnbildendiedurchdenKrieghervorgerufen
wurden,zutragenhaben .WenndaherdieWienerBevölkerungdieneuen
LastennichtohneWiderspruchaufgenommenhat ,soist diesbegreiflich
abersie hat in einer würdigenWeisedazuStellunggenommen,ausder
zu ersehenist ,dasssie sich der schwerenZeit undder Pflichtvoll
bewusstundselbstbeiAuferlegungdergrösstenOpferundEntbehrungen
bemühtist ,mitzuhelfen ,damitwirdurchhaltenkönnenbisunsein
ehrenvollerFriedebeschiedenseinwird.MitRücksichtaufdienochimmerungünstigerwerdendewirt-¬

schaftlicheLagehatesdieGemeindealsihrePflichtangesehen,neuer¬
lich eineErhöhungder Kriesgzulagenzu beantragen ,wobeieinegünsti-¬
gereBerücksichtigungderunternKategorien,insbesondereaberjener
Familien ,dieeinegrössereKinderzahlhaben ,eintretensoll .Familien
mitmehrals 6 Personen ,erhaltenfür jedesweitereKind60KronenZu-¬

lage . DiebisherigeKriegszulagebeträgthöchstens19%vomGehalt.
NachderneuenVorlagen,erhöhtsie sichbiszu41%.

BezüglichderFamilienvonEingerückten ,dienurdenhalben
Gehaltbeziehen,istzubemerken,dasssieauchdiesmalnichtberück-¬
sichtigtwerdenkonnten,dadurchdieGewährungderzweitenHälfte
desGehaltesbezw .desLohneseinebedeutendeEntlastungfür denStaat
dagegennur für einenkleinerenTeil der in BetrachtkommendenFamilien
eineVerbesserungeintretenwürde.DurchdasEingreifendesMagistrats

beidenDirektionender städt .UnternehmungenundbesondersdesKollegen
Kunschakist demgrösstenTeilderin FragekommendenFamilien- ¬

vorausgesetzt ,dass sie sich beworbenhaben- derUnterhaltsbeitrag
Erwirktworden .In vielen Fällenist durchausgiebigeAushilfendie
ge der Angestelltenverbessertworden .EinePerücksihtigungder
Eingerücktenerscheintnichtmöglich,daabgesehenvondenGagisten
diesichja imKriegebedeutendbesserstehen ,dieFamilienderdem
MannschaftsstandangehörendendefinitivenBeamtendie vollenBezüge
erhalten ,obwohlsie für ihre PersonvomMilitär verpflegtundbe¬
kleidet werden .Schwergetroffen sind die FamilienvoninGefangen
schaft geratenenGagisten ,da die Fraunur 1 / 3 des Gehaltesund
das Quartiergeld erhält .Ich ersuche ,dass es demHerrnBürgermei¬
ster ,bezw.denHerrnDirektorenderstädt .Unternehmungenüberlassen
werde ,Aushilfenin ei - nzelnenFällenzubewilligen.

DerStaathataucheineErhöhungderJnadengahen(Gnaden
versorgungsgenüsse) vorgenommen .SolchegihtesbeiderGemeinde
nicht,daseit1914derProvisi-onsbezugatsAltersversorgungeinge
führtist .

AuchdieZuwendungenandieBedienstetendesRuhestandes
undanWitwenundWaisenhabeneineweitgehendeVerbesserungerfahren.
Siebeziffernschmit32%beieinerPensionvon600Kronenmit24%
bei1000Kronen,14 %bei2000Kronen,undsinkendannauf10%und
nochwenigerherab.

DieAuslagendürftensichauf1Obis11MillionenKronen
belaufen,wodurchsichdiebisherigenKriegszulagenaufungefähr
aufdasDoppeltebelaufen.BezüglichderBedeckungfürdaszweite
halbeJahrwirdderAufstellungdesVoranschlagesfür1917/18recht
zeitigVorsorgegetroffenwerden.

. R.Hohensinner(kontra)Ichhabemichnurausalteroppositioneller
Gewohnheitkontraeintragenlassen ,binaberfürdieseAnträgeundwerde
fürsiesprechenundstimmen,dennwennjeeinAntrageineblutigeNotwendig-¬
keit gewesenist ,so ist es dieser .DerKrieghat unseinegewisseUmgrup¬
pierungderVolksständegebracht,derenanffallendstesErgebnisdasist ,
dassdiebestangestelltenzumgrösstenTeileindasProletariatheraubge¬
sunkensind .In richtigerErkenntnisdieserwirtschaftlichenSituation
gibtnundieGemeindeWiendieTeuerungszulagen;sieübtdamiteinesoziale
Pflichtundichgesteheesoffen ,siebemühtsininwirklichanerkennungswer¬
terWeisedastraurigeLosihrerAngestelltenzuverbessern.Aberebensomuss
ichsagen ,dassdieAngestelltenüberdieseKriegszulagenichtsorechtvom
Herzenfrohwerdenkönnen.Daistz .B.einjungerBeamter,derledigenStan-¬
des ist underhält 204KronenZulage ,das sind im Monate17 Kronen .Der
Staatgibt einemBeamtenin derselbenRangsklassewenigstens240Kronenim
Jahr .DieGemeindegibtauchdieseKriegszulageumeinganzesVierteljahr
später.IchnehmeeinenBeamten,der3Kinderhat ,ererhält71Kronenim
MonatundwenndieserMannnurSchuhefürseineKinderkauft ,soistdie
ZulageschonverflogenunddanehmeichabereineFamilie,inderdasLeben
seinennormalenGanggeht .Wieaber ,wenneinFamilienmitgliederkrankt .Die
Aerztehabenin derletztenZeiteineErhöhungderHonorarebeschlossenund
wennnunderArztin einersolchenFamilieerscheint ,soist jannachkurzer
Zeit eine Honorarforderungvon200oder300KronenbeisammenundeinBeamter,
derindiesenJahrenSchuldenmachenmuss,wirdsichvielleichtJahrzehntelang„¬
seinenGläubigernnichtentwindenkönnen .Ichhabemirdie Fragevorgelegt ,ob
esnichtmöglichwäre ,diestädtischeBeamten- undLehrerschaftinirgend
einerWeisemitdenBezirkskrankenkassenin Verbindungzubringenoderob
nicht eineVereinbarungzwischendenGemeindeaerztenunddenBeamtenundLeh¬
rernmöglichwäre.DerBeachtungistdiesesPrjektwohlwürdig.Ichgalubealso,
dassdieBeamtenihrerZulagennichtrechtfrohwerden,wenndieLebensmittel-¬
preisesprunghaftin dieHöhegehenwerdenundes ist garnichtabzusehen,
wohinwirnochkommenwerden.Wenndassoweitergeht ,stehenwirineihem
halbenJahrejawiedervorderNotwendigkeitKriegszulagenzugewähren.
DiesewollenaberbedecktseinundSteuererhöhungenmachenumgekehrtwieder
Kriegszulagennotwendig.DahabenwirdieSchlange,diesichindenSchwanz
beisst .Eine radikale Abhilfewärenur ein gründlicher AbbauderLebensmittel-¬

preise .DieKriegszulagenkommennurdemFixangestelltenzugute,würdeaber
eingründlicherAbbauderLebensmittelpreiseerfolgen,sogewännedieganze
Bevölkerungdabeiundes wärenicht notwendig ,die Steuernzuerhöhen.

. R.Dr .Klotzberg :Nurdie Gerichtsverhandlungenlesen!
. R.Hohensinner:Ichglaubealso ,esist eineAenderungunserer

WirtschaftsordnungnachdemKriegeunbedingtnotwendig,denn-wennichday



derVerbraucherfinden.WirinOesterreichundinDeutschlandglauben
mitneligiöserInbrunstandieWunderkraftderOrganisation.Einegu¬
te Organisationunddie richtigenHackensteifenMänner ,die eherihr
Amthinwerfen ,als dasssie die SachedesVolkeslassen ,diebrauchen
wirin Oesterreich.Ichhabegesagt ,dassdieGemeindeinanerkennungs¬
werterWeisedie traurige Lageihrer Angestelltenzu bessernsucht ,
ichhöreaber ,dasses in OesterreichAnstaltengibt ,derenAngestell¬
te darben ,währenddieUnternehmungendieMillionenanhäufen .Ich
Hoffe ,dassdie sozialeTat ,die heutederGemeinderatübt ,Beispielge¬
bendwirkt ,bei diesenUnternehmungen,die es angeht .Ichglaube ,
derganzeGemeinderatwirdsichmitmeinerStimmevereinen ,damitder
Appell ,denich an ihren Patriotismus ,an ihre Menschlichkeitrich¬

te ,aucheinéEchofindet .ZurVorlageselbst will ich nureiniges
bemerken .In der Vorlagesind nur die NichteingerücktenBeamtenund
LehrerberücksichtigtunddaskannmangegenüberdenGagistenohne¬
weitersgeltenlassen.Wasistesabermitjenen,diedemMannschafts¬
stande angehören? Die sind im Vergleiche viel schlechterdaran .
Nennsie bekommenkeineZulagen .Ichwerdemirdahererlauben ,einen
diesbezüglichenAntragzustellen ,dahingehend,dassmandenalsMann¬
schaftspersoneneingerücktenAngestelltenderGemeindeWieneineTeuer
rungszulagegewähreoderwenndiesabgelehntwürde ,eineZulagebis
zu50%ihresGehaltes.BezüglichderZuwendungderTeuerungszulagen
wurdendie Angestelltenin 4 Klasseneingeteilt .Ichweissnicht ,ob
dieserWunschberechtigtist .DenndiePensionistenhabenkeineKin-¬
der mehrzu versorgen .Ich möchteaberanregen ,dasswennGesuchevon
Pensionisteneinlaufen ,diesedie BerücksichtigungdesStadtratesfind
den .Schliesslich möchteich nochdemWunscheAusdruckgeben ,dassdie
KriegszulagensobaldalsmöglichindieHändederBeamtenundLehrer
derGemeindeWiengelangen.. R.Angermayer :weistdaraufhin ,dassindemvorliegendemBeschlus¬
seeinigeUmständevorhandensind ,dieihnveranlassenumeineAbhülfe
anzusuchen .Rednerschliesst sich der MeinungdesVorrednersan ,dass
sichdieBeamtenundLehrerschaftderTeuerungszulagenichterfreuen
werden,dadieganzenUmständeunddieheutigeZeitkeinesolcheist ,
dassdurchdie Zulagedie misslicheLagenureinigermassenausgeglichen
werde .DieGemeindekönneals sozialdenkendeDienstgeberinnurtun ,was
sie zu tun imStandeist .In demMoment ,wodie Preise abgebautwürden,
würdedieganzeTeuerungsdebatteüberflüssigwerden .Rednerschliesst
sichauchdemWunscheseinesVorrednersanundmeint ,er hättenurge¬
wünscht ,dass letzterer auchdie Mittel dazuangegebenhätte . Redner
weistauchdaraufhin,dassdieFixangestellteninprivatenUnternehmun¬
gen ,wennsie einrücken ,die Familienmeist unversorgtzurücklassen

müssen ,angewiesenauf denUnterhaltsbeitrag .DieseNotunddiesesE¬
lendschreitzumHimmelundes ist traurng ,dasswirin einemStaate
leben ,in demderartigesvorkommenkann .InderVorlage ,soerwähnt
RednerseienaucheinigeUngleichheitenzufinden ,so ist eineUngleich¬

heitinderBehandlungderFamiliennachEingerücktenderstädtisvhen
Untennehmungenundbeisolchen,diewirklicheGemeindebeamteundLehrer
sind .DiesseiaufeineZeitzurückzuführen,woderStaatdemAngestell-¬
ten ,der denEingerücktenbezüglichder Arbeitsleistungvertretenmuss¬
te ,dasvolle Gehaltausbezahlteundin jene Zeit ,in der manmitder
KriegsdauervonwenigenMonatenrechnete.
IndemAugenblickeaber ,alsderStaatdieUnternehmungenselbstin
die Handnahm ,wurde er eines anderen belehrt .Es konnte für die

EingerücktenkeinErsatzgeschaffenwerdenunddashatdieGemeinde
vomStaat übernommen .Rednergibt zu ,dass ,wennder Kriegwirk - ¬

lichnur6 MonategedauerthätteunddiePreisenichtsoindie

Höhegestiegenwären ,vieleFamilienauchmitdemhalbenGehalt
überdieZeithinweggekommenwären.NunseiabereineandereLa¬
ge geschaffen .Die Härte in der Vorlage liege darin ,dassdie
FamilienjenerBeämten,welchebeistädtischenUnternehmungen
angestelltsind ,nurdieHälftebekommen.EinezweiteHärte

halt undseine Zulagebekomme. Hiersei da der Gagistauch

GagistengegenüberstehtjenerAngestellte,deralsLandsturm¬
manneinrückenmusste .AmSchlusseseinerAusführungenstellt

RednerzweidieerwähntenMaterienbetreffendeAnträge.
. R.Spalowsky:stellt imLaufeseinerAusführungenfest ,

dassdie GemeindeWienimVergleichezumStaatebesseraufih¬
re Angestelltensehe ,auchin demFalle ,in demdie Familiedes
AngestellteneinegrössereKopfzahlaufzuweisenhabe,seidie
Gemeindebesserdaraufbedacht ,für dieselbezusorgen ,als
derStaat .Wenndie heutigeVorlagesich imgrossenundganzen
an die Vorlagedes Staates halte ,so unterscheidesie sich dochim
Wesentlichemin demPunkte ,dassdiemeistenSätzein deneinzel¬
nenKlassenwesentlichhöhergestellt seien ,als beimStaate ,des-¬
wegen,weildenBeamtenderGemeindeWiendieSteuernnichtabge-¬
nommenwerdenkönnen ,umsie auf die Gemeindeoder demStaate
abzuwälzen .DieVorlageweistals besonderesMerkmalnochdie
Tatsacheauf ,dass die BezügezuzüglichderTeuerungszulage
weithöhersind ,als beidenStaatsbeamten.Rednerverweistdar¬
auf ,dassdie GemeindeWienin derFürsorgefür ihreAngestellten
vorbildlichvorgeheunderwünschenur ,dassderStaatdasgleiche
tue .DieVorkageenthaltenachderMeinungdesRednerseinenFeh-¬
ler ,dersichaufdienichtin RangsklasseneingeteilteBeamtebe¬
zieht .InderVorlageseidieZuwendungfürdiesemit204Kmnen
festgesetzt ,also mit einemMinusvon36 Kronengegenüberdem
Staate .Rednerbetontdaher ,dasses notwendigsei ,auchinder
vorliegenden Vorlage einen Satz aufzunehmen ,der denAngestellten
beieinemEinkommenbis ausschliesslich2800KronendieTeuerungs¬
zulagemit240Kronenbemesse,ebensobiszueinemGehaltebis
ausschliesslich1600Kronenin dererstenKlasse .Diesbezüglich
stellt RednerzweiAnträge.

WirhabenunsvorAugenzuhalten ,dassdieBevölkerungnichtzu
einergrösserenBelastungheragezogenwerdenkann ,weilja auchsie
ebensowiedieBeamtenunterderTeuerungzuleidenhaben,und
vieleunsererMitbürgerdurchdenKrieginihrenEinkommenwesent-¬
lichgeschädigtwordensind .EsbleibtnureinWegübrig,dass
wirunsbemühenalleszutun ,wasnurgeschehenkann ,umdie
PreisentwicklungunsererLebensmittelwiederingerechteundvernünf
tigeBahnenzubringen .IchwillhierkeineAnträgestellen ,weil

ichweiss ,dassdieGemeindeWienalles imausreichendenMassegetan
hat ,umdieTeuerungzubekämpfen,wenndieTeuerungsi hdennoch
fertentwickelt,sosindnichtwirdaranschuld ,sondernFaktoren,
aufdieeinzuwirkenleidernichtin derMachtdesGemeinderatesge¬

legen ist .Ich bin der Ueterzeugung ,dass die breiten Massenesauch
begreifenwerden,dass ,wenndieGemeindeOpferfürihreAngestell
tenbringt ,dieseOpferauchgebrachtwerdenmüssen,weilwirdamitein
BeispielsozialerFürsorgegebenmüssen,dersichdieGemeindeWien
nichtentziehenkannundwill .( lebhafterBeifall) .

BürgermeisterDr.WeiskirchnerübernimmtdenVorsitz.
GR,Skaret :Esist gewisszubegrüssen,dassdieGemeinde

WienmitdergegenwärtigenVorlagebestrebtist ,dasausserordent-¬
liche Elendzulindern ,dasheuteunterdenFestangestelltenherrscht
ich kannaber nicht umhinzu erklären ,dass die VorlagezweiSchwächen

derVerlageliegedarin ,dassdereingerückteGagistseinenGe -hat .Dieseeinebestehtdarin ,dassfürdieFamiliendereingerück-¬
ten Bedienstetender städt .UnternehmungenkeineFürsorgegetroffen

denGehaltals solcherbekomme ,eine Zulagenicht notwendig. DemWird ,in zweiterLinieist es der Umstand ,dassdie Gnadengabenbei
der ErhöhunggegenüberdenRuhegenüssen ,vollständigunberücksichtigt
gebliebenwind .Nichtalle Familien ,derstädt -Bedienstetenhaben
aufeinegrössereAnzahlvonKindernzuverweisen-EsgibfeineReihe
vonBediensteten,dienureineFrauaberkeineKinderhaben ,unddie
auf denhal benGehaltangewiesensind ,keinenUnterhaltsteitrag
bekommenundinfolgedesseneinausserordentlichkümmerlichesDasein
fristenmüssen.Ichwillmichnichtdarüberauslassen ,welcheUnge¬

liegt .rexhtigkeitin demgleichgebliebenenUnterhaltsbeitrage/derUnter¬
haltsbeitrag ,magvielleicht im Jahre 1914zur Not hingereichthaben ,
heutedürfteer kaummehrgenügenumeinenkleinenTeilderBedürfnise
deckenzukönnenunder stehtheutein garkeinemVerhältnissemehr
zuderungeheurenTeuerung.IchwillhierkeinepositivenAnträgeste
stellen ,göaubeabersagenzumüssen,dassmannichtwirdumhinkönnen
fürdieFamilieneingerückterstädt .Bediensteteretwasvorzukehren.
Habenwirschonso viel aufgewendet,danndarfes unszurMilderung
desElendsdieserFamilienaufweitereAufwendungennichtankommen.
Wasdie Gnadengabenbstrifft ,will ich zugeben ,dasseineReihevon
städt .Bediensteten ,die heutemitGnadengabenbedachtsind ,sich
imLaufederJahreeineMebenbeschäftigungverschafffthaben,ich
könneaber auchLeute ,dienichtmehrarbeitsfähigsind ,die keine
Nebenbeschäftigunghaben und die mit Gnadengabenvon 35 bis 40Kronen
auskommenmüssen,dodasssiein furchtbarenElendleben.

GR .Angermayer:Wasist es dannmitdenBürgerpfründenvon
16Kronen.

GR.Skaret:WennSiedassagen,dannkönnteichSiefragen
wassolleineFraumit39Kronen60Hellermachen,wennsie32Kronen
Zinsbezahlenmussundihr also7KronenhöchstenszumLebenbleiben.
DassindRätsel ,dieichamallerliebstenunserenStaatsgewaltigen
vorlegen' möchte.Diesemöchteichfragen ,wiesolcheFanilienihr

Auskommenfindensollen .Wirmüssenin dieserSacheunsertiefstes
Bedauern jegenüber dem Staate ausdrücken ,dass er gerade in der

ZeitenormangewachsenerLebensmitte!:zuerungdieFeststellungdermit
Durchzugsgebührenausweicht .DasArgument,dasdieGnadengaben
BedachtenNebenbeschäftigungenhaben ,kannnichtaufrechterhalten
bleiben ,dennauchdie mitRuhegenüssenversehenenPersonenhaben
sichumNebenbeschäftigungenumsehenmüssen,umihreLebensexistent
erhaltenzukönnen .SosehrwiralsodieseVorlagebegrüssen ,als
einenweiterenFortschrittaufdemsozialenGebiete ,sosehrbedauen
wir ,dasssie nochimmereineReihevonSchwächenenthält unddass
sie nichteineziemlichgleichgerechteBehandlungallerbedeutet,
die heute unter demElendseufzen .Ich enthalte michaller derarti
genAnträge ,weilichweiss ,wiezweckloses hiervordiesemPlänum
wäre ,ichhoffeaber ,dassdieZeitnichtmehrferneist ,woauch
dieserArmengedachtwerdenwird .( BeifallbeidenParteigenossen)



GR .Kunschak :Es ist bereits darauf verwiesenworden ,dass
der Staat bei seinen Angestellten einen anderen Wegeingeschlagen
hat ,als es die GemeindeWiengetan hat .Ich freue mich ,dassdie
GemeindeWiendemStaateaufdiesemWegenichtgefolgtist ,und
zwarals mehrauseinemGrunde .Dereineist ja bereitsangeführt
worden ?Es ist der Stellung der Beamtenschaft gewiss nicht dienlich

in einer Zeit allgemeiner und schwerster Belastung für den Staat in
den Augender Bevölkerung gewissermassen eine Ausnahmsstellungein
nehmenzu müssenundimmerzu Hören: Waswollt ihr reden ,ihrzahlt

ja keineSteuern .„ Ich denkeaber auchan die anderenFolgen ,die
sich ergeben müssen ,aus diesem Vorgange derStaatsverwaltung .
Zunächststelle ich fest ,dass die Uebernahmeder Steuern derunge¬
rechfertigste Forgangin demAugenblickist ,woes sich darumhandelt
die Notlage der Staatsangestellten zu bekämpfen -DiePersonalein - ¬
kommensteuerist ja abgestuft und bis zu 16 . 000Kronenist eine
Steuer überhauptnicht vorgesehen .Die grosse MassederAnge¬
stellten ist mit ihren Einkommenin der Klasseunter 1600Kronen
zu suchen ,also wird diese grosse Massevon der Fürsorge garnicht
betroffen .Ich höre da schon den Einwand eines Staatsbeamten ,dass

der Staat ja selbst darauf Rücksichtgenommenhat ,dass dieZulage
in denunterenKlassenhöherist ,als in denoberenKlassen ,sodass
also gewissermassenein Ausgleichgeschaffenist .Ichbehaupte
dennoch ,dass dieser Vorgangungerechtfertigt ist
empörend)wennmanin dasAugefasst ,dassdieserSteuernachlass
nicht nur bis in dies 7 .Rangsklassegewährtwird ,sonderndassauch
die Steuerder Beamtender 3 .2 .und1 .RangsklassevonderStaats-¬
kasseübernommenwird .DieRegierunghätte es sich wohlüberlegen
sollen ,zu einer Zeit ,wosie immeran den Patriotismus derkleinen
Bevölkerungappellierenmuss ,woder Finanzministerselbsterklärt ,
dassdie BevölkerungschwereLastenwirdübernehmenmüssen ,sichzu
demStandpunktzu bekennen ,dass Leutemit Einkommenvon20. 000. - -¬
bis60. 000. --KronenEinkommen,Personaleinkommensteuerüberhaupt
nicht bezahlen können ,so dass diese vomStaate bezahltwerdenmuss .
Daswird in der Bevölkerungnie verstanden werden ,dass einStast -

halter ,dasseinSektionschef,dassselbsteinMinisterpräsidentin
derZeitderallgemeinenundgrösstenOpferbereitschaftdurcheine
kaiserliche Verordnung ,nicht durchein Gesetzfür sicherklären

r zudeSteut im Standedie ihmvorgeschr .ernichst .dasslä

bezahlen.(lethafterBefall)
Ich muss sagen ,dass die Regierung hier weder staatspoli¬

tisch ,nochstaatsklug gehandelt hat ( DerHerrSektionsengr . der
dieseSektionschefsteuerungszulagegemachthat ,müßteinDiszipli-¬

naruntersuchung gezogen und davon gejagt werden ,denn er hat dem

AnsehendesStaatesmehrgeschadet ,als je einGegnerschadenkann,
AlledieseTeuerungszulagen,diewirhierschonzumdritten¬

male beschliessen ,sind die Konsequenzenaus demschwerenFehlern
und Versäummissen unserer Approvisionierungspolitik ,durch welche
auch die Gemeinden und Länder und damit die ganze Bevölkerungin

Mitleidenschaftgezogensind .Darübersind sich ja alleeinig ,
dass diese Zulagen die Wirkungender Teuerung auf deneinzelnen
Haushalt nicht auszugleichen vermögen ,sondern dass jeder Einzel - ¬

ne noch weiterhin eine grosse Summevon Opferbereitschaft undEnt¬
behrungenwird tragenmüssen.

Wiesteht es aber mit anderen staatlichen Fürsørgen ?Durch
das Unterhaltsgesetz vomJahre 1912 wurde allgemein anerkannt ,dass

der Staat für die Angehörigen der Mobilisierten zu sorgenverpflich - ¬
tet ist .Dies ist mit aller Deutlichkeit im § 1 ausgesprochen .Diese

VerpflichtungwirdzwarimUmfangeundAusmasseabernichtimGei¬

stedesGesetzeserfiltunddaraufkommtesletztenEndeaberdoch
an . . R .Skaret hat sehr mit Recht darauf verwiesen ,dass dieUn¬

terhaltsbeiträge ganz unzulänglich gewordensind und dass eineEr¬

höhungdringendnotwendigwäre.AlsimJahre1912dasAusmassfest¬
gesetzt wurde ,hat Jedermanndie Lebensverhältnisse diesesJahres
vor Augengehabt und kein Mensches für möglich gehalten ,dass
die Verhältnisse je eine solche Entwicklung nehmenkönnten .Es

kommtaberlediglich daraufan ,dass die SummederUnterhaltsbeiträ-¬
ge erhöht wird ,sondern ,dass der Vorgangbei der Verleihungdes
Betrages sadlich einmal demGeiste dieses ohnehinunzulänglichem
Gesetzesentspricht .Dort wodas Gesetzdavonspricht ,dassder
notwendigeUnterhaltgefährdetsein müsste ,setzt nämlichdieAus-¬
legung ein ( awird heremgedoktert und herumkenstruiert undnachein¬

ander entgegen allen Verwaltungs - gerichtshofentscheidungenunter
demTitel ,dassder notwendigeUnterhaltnichtgefährdeterscheint ,

100 . 000von Soldatenfamilien entweder ganz oder umeinen Teil ihrer

gesetzlichen Ansprüche gebrächt .Eine vernünftige undmenschlich
fühlende Handhabewäre da in der Lage ,grosse Uebelstände zubehebe ,

ich habeaber nicht die geringsteHoffnung ,dass demjeRechnung
geträgennii

G .R .Kunschak bespricht sodann die Einstellung der Sustenta¬

tionsbeiträge für die Familiender Landes - undGemeindebeamten ,welche
am31 .August1916durcheinekaiserlicheVerordnungverfügtwurde.
In der Durchführungdieser VerordnunghabedasLandesverteidigungs-¬
ministeriumnochein Uebrigesgetan ,in demes auch die Beiträgefür
die BeamtenundBedienstetender in der Verwaltungder Länderund
Gemeindenstehende Betriebe ausødehnte und weiters ,dass es dieBe¬

zügeauchfür dieLehrerfamilieneinstellte .Die . ö .Landesbehörde
hat unter Aufzählung aller Erkenntnisse der obersten Gerichteeinen
Protest an das Kriegsministerium ,gegen letzteres die Massregelein - ¬
gebracht aber ohne Erfolg .Es ist bemerkenswert ,sagt derRedner ,
dass ausserdem . ö .Landesausschusseniemandsich gegendieseMass¬
nahmegewehrthat .

VorsitzenderBürgermeisterDr .Weiskirchnerunterbrechend:
DieGemeindeWienhatdagegenStellunggenommen,undeineAbordnung
unter meinerFührunghat beimKriegsminister in dieserBeziehung
vorgesprochen .

. R .Kunschak :Ich danke demHerrn Bürgermeister fürdiese

Aufklärung.Ichwollteinsbesonderedaraufhinweisen,dassdieOr-¬
ganisationen unserer Beamten und Lehrer irgend eine Protestaktion

nicht eingeleitet habenunddassdeshalbihnender Vorrugnicht
erspart werdenkann ,dass sie sich ein wichtiges Rechtentwinden
liessen .Die Konsequenzender Verordnungsindin viellen Fällen
ausserordentlich einschneidend .Insbesonderebezüglich derFami¬
lienangehörigenvonKriegsgefangenenLehreroffizieren .DerLan¬
desausschuss hat entgegen der gesetzlichen VerfügungdemLandes¬

schulrate beantragt ,solchen Familien die vollen Bezügeauszube¬
zahlen und ich erwarte ,dassdem Antrage stattgegeben wird .

Dievonder Gemeindebewilligten Kriegszulagenbeziffernsich
mit ungefähr 20 bis 22 . Millionen Kronen .Durch die Erhöhungder
Steuern ,durch die Kriegszuschlägeund dadurch ,dass vieleBedien- ¬
stete jetzt in die Steuerpflichtigkeit kommen ,fliessen demStaate
wieder ungefähr fünfviertel Millionen zu .Es bekommtalsoauch
der Staat von der Gemeinde Wien einen Kriegsteuerungszuschlag .Ich

möchtedeshalb beantragen ,dass der Gemeinderatan dieRegierung
das Ersuchen richtet ,sie mögefür die Kriegszuschläge derAnge¬
stellten der GemeindeWien die Steuerfreiheit gewähren .( Lebhaf¬
ter Beifall) .

GestattenSie ,dassichnocheineAngelegenheitberühre,dieich
in denletzten Tagenin einer Zeitunggelesenhabe .Es betrifft die
Lagejenerstädt .Angestellten ,welchenurdie halbenBezügehaben.
Esheisstdort ,dassdieFamilienderStrassenbahnbeamtenmit70bis
120Kronendurchungernmüssen ,Dagegenerkläre ich ,dassdiese

Behauptungabsolut unwahrist ,1 -habasolche FamilienAnspruchauf
denUnterhaltsbeitrag .Nachder Praxis derUnterhaltskommissionen
weissich ,dasssie ihn bekommen .DieFraulett also vondemUnterhalts
beitragundden70Kronender GemeindeWien .Undin vielenFällen
ist halberLohnderGemeindeWienundUnterhaltsbeitragmehralsder
frühereLohndes eingerücktenMannes .Ich möchtediesfeststellen
damitdie Bevölkerungnicht so irre geführt undin ihremhumanenEm¬
pfindenverletztwerde .AuchhabenalleStrassenbahnerBeamtenFrauen
sehrausgiebigeAushilfenbekommen,sodassvoneinemBetragvon
120 Kronenkeine Hedesein kann .Rühmendmussich hervorheben ,dass
die StrassenbahneneinevorbildlicheKriegsfürsorgeorganisierthat
die den Bediensteten bis 31 .Oktober nahezu 300 - 000 . - -Kronenzuge - ¬
wendet hat .Nuch an diese Einrichtgung kann sich die Strassenbahn¬

- beamtensfrau um Hilfe wenden - .Weiters möchte ich festge - stellt
haben ,dass es eine bedenkliche Sache wäre ,die Kriegszulage auch

jenen zu geben ,welche nur den vollen Gehalt haben ,oder ihnen den

vollen Gehalt auszubezablen .Ich bedauere sogar ,dass dieGemeinde
WienihrenAngestalltenüberhauptdenhalbenGehaltausgezahlthat .
Diese haben Gebührenmachenbei der Gemeindeeinen Betragvon
7 Millionen Kronen aus ,die sich der Staat erspart hat .Hätte die

GemeindeWiendiese Gelderverwendet ,so würdensichdie
Angestellten besser stehen .Erhöhen wir die Zulagen ,so würdendie
Unterhaltsbeiträge sofort eingestellt ,es würde nur die Gemeinde

Wiengeschädig t und der Staat würdelachen .UndmeineHerren ,
bedenkensie ,dass wir heute zumersten Maleeine Ausgabebeschliessen
die nicht gedeckt ist - Die Notlage der Bediensteten drängtso ,
dass wir nicht fragen können ,woher wir das Geld nehmen ,sondern

dass wir es geben müssen .Nochein Wort zu Ehrenrettung derBedien - ¬
steten der Strassenbahnen muss ich sagen .Es ist keineLeichtigkeit
für die Bediensteten der Strassenbahn den Dienst zu versehen ,undich
müsssagen ,die Bediensteten leisten uebermenschliches .Wirhaben

jetzt mehr Personal als im Frieden ,und wer so oft mit derStrassen
bahn fährt ,der wird sehen ,wie gequält die Bedienstetenwerden .
Da muss ich von dem Publikum zwei Kategorien unterscheiden .Inder

Fühe wean der grösste Verkehr ist ,wickelt er sich am leichtesten ab
und die Schaffnerinnen machenda amliebsten den Dienst .DerAbend
lienst ,das ist der Dienst ,den alle fürchten .Vor und nachdem
Theater da stehen die Damenund die Emporkömmlichejüngstens Datums

denendieosteuropäischeKulturnochnichtganzvomAntlitzver-¬
wischt ist ,sie sind voll Ungeduldundvoll Uebermut .Wennichdiese
Gesellschaft sehe ,da möchte ich sie oft zusammennehmenundhinaus

auf die Schlachtfelder führen ,die Männer in die Schützengräbenund
die Weiber in die Feldspitäler ,damit sie angesichts der grossen

Strapazzen und der fürchterlichen Leiden sehen ,was sie für ein
erbärmliches Gesindel sind .Ich würdedaher alle HerrenGemeinderäte
bitten und alle Vertreter der Presse auf der Gallerie diegeschilderta
Verhältaisse zu bedenken ,und den armen Weibern ,die ihren schweren

Dienstauf der Strassenbahnversehen ,derenMannvielleichtschon
gefallen ist ,und die zu Hause Kinder haben ,den Dienst zuer - ¬
leichtern und nicht zu erschweren .Ich appelliere an diegesammte
Presse undan die bodenständigeWienerBevölkerung .Ich mussauchmeå

Bedauernaussprechen ,dass es eine Wienerzeitunggibt ,und zwardie
die erste Meldungvonden70 Kronengebrachthat ,diefortwährend
mitdenAngestelltender Strassenbahnnicht zufriedenist .



IchnehmeabervondiesemBlatteweiterskeineNotizweilich
glaube ,dass sie auch dieses Blatt früher oder später derVerach¬

tunganheimfallen wird .Gernenehmeich die Gelegenheitwahr ,allen
unserenstädtischen Arbeiternherzlichst zu dankenfür allesdas ,

wassieanpersönlichenOpfern,anOpfernanihrerGesundheitin
treuer Hingabean ihren Berufleisten umderBevölkerung
jetzt das Durchhaltenin dieser schwerenZeit zuerleichtern .
ImUebrigensprecheich aberdenWunschaus ,dassdochendlich
einmal das Jahr 1917 den Frieden bringen möge ,damit nicht nur
dasblutigeRingenaufdenSchlachtfelderneinEndefindet,son¬
dern dass auch ein Endefinde dieser zermördendeelendeKampf

umdas bisschenLebenimHinterlande .( LebhafterBeifall ) .
VB .Hoßsagtin seinemSchlußworte:Wennirgendetwasfür

dieBevölkerungindieserZeitgetanwerdenkonnte,sowares
derWienerGemeinderat,mitBürgermeisterDr .Weiskirchnerander
Spitze ,die unermüdlichtätigwwaren ,der Bevölkerungdas soschwie¬
rige Durchhaltenzu erleichternundzu ermöglichen .Wennjetzt
schonvomAbbauder Preisegesprochenwurde ,so mußichsagen,
daßwirderzeitnochimmerfrohseinmüssen,wenndiePreisewenig¬
stens nicht weiter in demMaßesteigen wie bisher ,und wennwir
überhaupt Wasenach Wien bekommen ,umdie Bevölkerung zuversorgen .
Wasdie gestelltenAnträgeanbelangt ,seiaucher für eineUnterstü¬
tzung der AnträgeHohensinnerund Angermayer ,auf Unterstützungvon
FamilienjenerBeamten,die als Mannschaftspersoneneingerücktsind
undstimmeer zu ,die AnträgedemMagistratezurBerichterstattung
zu überweisen .DemAntrageSpakowskyauf ErhöhungderTeuerungszulagen
der Stufen bis ausschließlich 1600Kund bis 2800Kronenschließeer

sichan ,derAntragKunschakwird ,fallsdieRegierungzustimmensoll¬
te ,gewißmit Freudebegrüßtwerden .Imübrigenbitte er umdieAnnahme
derReferentenanträge.

BeiderAbstimmungwerdenderAntragSpalowskyunddieReferenten¬
anträge einstimmig genehmigt ,die Anträge Hohensinner undAngermayer

ebenfallseinstimmig„genügendunterstützt "undschließlichderResolu¬
tionsantragKunschakgleichfallseinstimmigangenommen .

Bgm. Dr.WeiskirchnerschließtsodanndieSitzungmitfolgenden
Worten :Ichglaubeberechtigtzusein ,imNamenaller BeamtenundAnge¬
stellten dem Gemeinderate für diese neuerlichen Zuwendungendenbesten
Dankausdrückenzudürfen ,ebensodemKollegenHoßfür dieErstattung
desReferatesunddie MühevolleArbeit ,welchemitdieserAngelegen¬
heitverbundenwar.
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